
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.)

Article  —  Digitized Version

Europa im Schatten von Suez und Ungarn

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.) (1957) : Europa im
Schatten von Suez und Ungarn, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg,
Vol. 37, Iss. 1, pp. 7-13

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/132401

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/132401
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


¿tizcfja im g e h a lte n  oen m i  i/lnßazn
Eine Unterhaltung unserer Ausländskorrespondenten über die weltpolitisdien und weltwirtsdiaftlidien Tendenzen

ENGLAND: Außenpolitik neu durdidenkenl

Bei allem Gefühl für die Tragik 
von Sir Anthony Eden's Rüde­

tritt, nachdem er den eigentlichen 
Sturm überstanden hat, kommt 
seine Ablösung durch einen als 
energischen Fachminister bekann­
ten Kabinettskollegen für viele 
Engländer als eine Erlösung und 
Beruhigung, zumal sowohl der zu­
rücktretende Premierminister wie 
sein Vorgänger Churchill für seine 
Betrauung eintraten. Als M itglied 
des inneren Kabinetts te ilt Mac- 
millan Edens V erantwortung — 
und dem Vernehm en nach auch 
sein Temperament und seine 
Grundeinstellungj bei der Opposi­
tion und auch bei den jüngeren 
Mitgliedern seiner eigenen Partei 
findet er weniger Verständnis als 
sein Rivale Butler. Aber ihm wird 
nach englischem parlamentarischem 
Brauch zunächst eine Schonfrist 
zuteil werden, aus der das Land 
nicht weniger als die neue Regie­
rung Nutzen ziehen kann.

Man m erkt in England heute we­
nig von einer Neigung, die poli­
tischen Scherben des alten Jahres 
zusammenzukitten. W enn die neue 
Regierung der Stimmung im Lande 
folgt, w ird sie den Scherbenhau­
fen kühn aus dem W eg fegen und 
die Gelegenheit zu der drastischen 
Revision ihrer W ehr- und Außen­
politik benutzen, an der die Ex­
perten schon geraume Zeit arbei­
ten, Die für englisches Empfinden 
selbstverständliche Konsequenz aus 
dem Fiasko w ar ein Schließen der 
Reihen, im Parlam ent wie auch im 
Lande. V ielen Briten brachte der 
blamable Ausgang der bewaffne­
ten Intervention ein jähes Er­
wachen von unzeitgemäßen Träu­

men militärischer Macht; anderen 
eine nicht minder ernüchternde Er­
kenntnis der Grenzen von Com­
monwealth-Solidarität und atlan­
tischer Allianz; w ieder anderen 
eine allzu deutliche Bestätigung 
für den Niedergang britischen 
Prestiges und die Problematik 
einer auf friedfertige Abwicklung 
kolonialer Positionen und ver­
trauensvolle Zusammenarbeit mit 
den „erwachenden" farbigen Völ­
kern bedachten Politik — allen 
aber eine Mahnung, die Außen­
politik neu zu durchdenken.

W enn selbständige militärische 
Operationen im Zeitalter w elt­
w eiter Spannungen und Allianzen 
diplomatisch verpönt und politisch 
unergiebig sind, so fragt in  Eng­
land mancher auch von denen, die 
bewaffnete Expeditionen nicht 
grundsätzlich ablehnen, warum 
dann einen größeren Rüstungsetat 
bestreiten, als dem Lande seiner 
Stellung im westlichen Paktsystem 
nach zukommt? W enn die V er­
pflichtungen, die England aus der 
Führung des Commonwealth er­
wachsen, nicht einmal bei promi­
nenten M itgliedern dieses Staaten­
bundes Verständnis finden, warum 
dann die ganze Außenpolitik auf 
das Primat der in Wirklichkeit 
doch äußerst dubiosen Common­
wealth-Einheit ausrichten? W enn 
nun die V ereinten N ationen eine 
internationale Polizeitruppe und 
Bergungsflottille nach Ägypten 
entsenden, weshalb dann nicht die 
undankbare Rolle des V erkehrs­
polizisten auf internationalen 
W asserstraßen, zu dem man sich 
selbst ernannt hat, an diese W elt­
organisation übertragen?

Zwar bleiben die Verfechter 
einer „robusten" Außenpolitik un- 
bekehrt, sie finden aber weniger 
Anklang als vor ein paar Mona­
ten. Auch das entgegengesetzte 
Extrem einer verm ittelnden Poli­
tik, die zur Zeit des Bulganin— 
Chruschtschow - Besuchs manchem 
möglich schien, wird jetzt abge­
lehnt. Gemäßigte Elemente in  bei­
den großen Parteien halten an der 
Freundschaft mit Amerika als 
axiomatischer Grundlage der bri­
tischen Außenpolitik fest, wollen 
sie aber nicht auf den NATO-Be- 
reich beschränkt sehen. Sie möch­
ten ebenso gern wie Dulles „den 
Suezkanal aus der Politik heraus- 
nehmeh" (und möglichst auch die 
Ölfelder), sehen aber in der ame­
rikanischen Verneinung der in 
England viel klarer erkannten 
politischen Erfordernisse ein An­
zeichen bedenklicher Unkenntnis 
der Levante. Einige gerade der 
besten Kenner des N ahen Ostens 
glauben, daß letztlich am erikani­
sche Stärke nur gepaart mit b ri­
tischer Erfahrung Nützliches lei­
sten könne.

Einstweilen ist man aber froh, 
mit der ganzen leidigen Angele­
genheit nichts direkt zu tun zu 
haben, und denkt stattdessen an 
Probleme, die den heimischen 
Gestaden näher liegen. Rußlands 
Eingreifen im N ahen O sten und 
die blutige Niederschlagung der 
ungarischen Erhebung haben die 
Hoffnung auf eine Entspannung 
gründlich zerschlagen. Die jüngsten 
Ereignisse haben mehr als breite 
Argum ente dazu getan, die Idee 
europäischer Zusammenarbeit zu 
popularisieren. Einige Politiker 
sehen in ihr einen Ansatz zur 
Schaffung einer den beiden W elt­

A lle in  der A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eiträge sin d  fr e ie  M einungsäußerungen von P er­
sönlichkeiten aus W irtschaft und P o litik  und von in- und ausländischen M itarbeitern . Sie en thalten  keine  
Stellungnahm e der R edak tion  und sind keine offiziösen  Ä ußerungen d er herausgebenden Institu tionen,
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giganten ebenbürtigen Dritten 
Macht, aber die m eisten ihrer Be­
fürw orter halten ein V ertrauens­
verhältnis m it Amerika für eine 
westeuropäische Gemeinschaft nicht 
w eniger nötig als für seine ein­
zelnen M itglieder i die politische 
Stärkung W esteuropas ist für sie 
deshalb nur ein sekundäres "Resul­
ta t einer engen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit.

Die Initiative zu stärkerer Bin­
dung an das kontinentale W est­
europa kommt denn auch von der 
Wirtschaft. Innerhalb der Regierung 
galten bisher Macmillan in seiner 
Rolle als Schatzkanzler und Thorny- 
croft als Präsident des Handelsamts, 
also die V ertreter der W irtschafts­
ressorts, als aktivste V ertreter 
einer solchen Politik, während das 
Auswärtige Amt sie als mehr oder 
weniger zwangsläufiges Korelat zu 
der seit 1945 kontinuierlichen Aus­
dehnung und Präzisierung von 
Englands politischen und m ilitäri­
schen Bindungen an seine w est­
lichen A lliierten ansieht. In der 
Privatwirtschaft unterstützen die 
Londoner Finanz- und Handels­
w elt und auch fast alle expansiv 
denkenden Industriezweige den 
Plan einer europäischen Freihan­
delszone, w ährend sich eigentlich 
hur noch die auf den Inlandsm arkt 
ausgerichteten Leichtindustrien 
durch Furcht vor verschärfter Kon­
kurrenz abschrecken lassen. Viele 
divergierende Interessen müssen 
noch abgestimmt, viele auswärtige 
Bindungen bedacht, viele verschie­
dene Stellen konsultiert werden.

(ÜtrrftHcint!
Wit lietem alle M oiken gegen t w  
queme M onotsroien, in z o h lu n j 
schon ob Postkotte genügt 

_  und Sie erholten kostenlos un­
seren giolien Sthietbm osdiinen-Rotgebei Nr 5 7 3  J

H Ö lH E t* ^ C O ? O ö iH n g ie n

aber die neue Regierung hat • den 
guten Willen, so schnell wie mög­
lich vorwärtszuschreiten.

Die positive Einstellung der bri­
tischen W irtschaft zum Europa-Ge- 
danken ist ein Ausdruck des letzt­
hin stark gewachsenen V ertrauens 
in die eigene W ettbew erbsfähig­

keit. Auch im neuen Jahr wird der 
Absatzrückgang daheim die M ittel 
für verstärk te Ausfuhr und damit 
für eine neue K onjunkturankurbe­
lung, vielleicht noch vor dem 
Sommer, freisetzen. Nachdem die 
erzwungene Nachfragestagnation 
zu der notwendigen Konsolidie­
rung der vorangegangenen Ab­
satzexpansion und zu w eiterer For­
cierung der produktiven Investi­
tionen genutzt worden ist, fehlt es 
jetzt nicht an Rufen, vor allem aus 
der Dauerkonsumwarenindustrie, 
ein drohendes Umschlagen der 
Disinflation in eine Deflation 
durch M ilderung der Kreditver­
knappung und -Verteuerung zu 
verhindern. Vielleicht werden sich 
auch die Gewerkschaften dieses Ar­
guments bedienen. Der neuen Re­
gierung und w eiten Bevölkerungs­
kreisen erscheint aber eine Stabi­
lisierung des Preisniveaus, die vor 
der Suezkrise in  greifbare Nähe 
gerückt war, dringender als vor-

beugende Maßnahmen gegen eine 
noch nicht bestehende Deflations­
gefahr i denn wenn auch die 
Außenhandelsbilanz der britischen 
Wirtschaft, von jeher der stetigste 
Bestandteil der Sterlingbilanz, ge­
sund ist, so sind die preislichen 
Auswirkungen der Suezkrise noch 
nicht ganz abgefangen.

Der Kampf gegen die schlei­
chende Inflation ist und bleibt die 
Hauptsorge der britischen W irt- 
säiaftspolitik. Sie erfordert von 
der Regierung V erständnis für die 
N öte der Bevölkerung, von W irt­
schaft und Gewerkschaften ein 
hohes Maß von Disziplin. Nach­
dem das Unheil des Suezaben­
teuers allen die Augen über das 
unbedingte Erfordernis einer ge­
sunden W irtschaft für eine erfolg­
reiche Außenpolitik geöffnet hat, 
darf man auf eine Lösung dieses 
für Großbritannien lebenswichti­
gen Problems für dieses Jah r 
hoffen. (A)

FRANKREICH: Expansion muß erhalten bleiben!

J ) e r  Wirtschaftspessimismus, der 
im Anschluß an die Suez- und Erd­
ölkrise durch die französische 
Presse zog, wurde von den W irt­
schaftskreisen kaum geteilt. W ohl 
selten bestand in der Beurteilung 
der Lage ein so deutlicher Unter­
schied zwischen der von der Presse 
gebildeten öffentlichen Meinung, 
den W irtschaftskräften und in ge­
wissem Sinne auch dem tatsäch­
lichen V erhalten der einzelnen, die 
zwar w ährend einer kurzen Periode 
zu Hortungskäufen schritten, sich 
jedoch im ganzen gesehen recht 
normal verhielten und von der bis­
herigen Linie des Optimismus 
kaum abwichen. Jedenfalls brach­
ten November und Dezember we­
der eine Verlangsamung der 
W irtschaftstätigkeit noch eine Ent­
spannung des überbeanspruchten 
Arbeitsm arktes, der nicht einmal 
eine saisonmäßige Entlastung er­
fuhr. Keine Industrie meldete eine 
ernste Einschränkung ihrer Tätig­
keit. Dabei w äre manchen W irt­
schaftssachverständigen der Regie­
rung eine kleine Deflationskrise 
zur Bekämpfung der Inflations­
gefahr keineswegs unerwünscht ge­
wesen.

Es ist schwer abzuschätzen, wel­
che V erluste die Suezaffäre Frank­
reich zufügte. Bezeichnenderweise 
hielten sich in den ersten  elf Mo­
naten 1956 die französischen Ein­
fuhren aus Ägypten auf dem V or­
jahresstand bei einem empfindli­
chen Rückgang der Ausfuhren, die 
allerdings 1955 die ägyptischen 
Zahlungsmöglichkeiten unnatürlich 
überstiegen. Der französische W a­
renverkehr m it den anderen m it­
telöstlichen Ländern entwickelte 
sich mit neuen Exporterfolgen in 
Irak und Arabien recht befriedi­
gend. A ndererseits h a t noch n ie­
mand die französischen Kapital­
anlagen in Ägypten auch nur te il­
w eise abgeschrieben. Es sind da­
her keine Zahlen über die zu er­
w artenden Substanzverluste er­
hältlich. Im übrigen w ar der H an­
del Frankreichs mit M ittelost stets 
stark  passiv. Es gab dort nur zwei 
wichtige Positionen: Ä gypten und 
Libanon. Bei Ägypten glaubt man, 
daß es langfristig für seine Baum- 
wollausfuhr tro tz aller Ressenti­
ments auf Frankreich angewiesen 
sein wird, während Libanon w ei­
terhin auch im politischen V erhält­
nis eine Sonderstellung einnimmt.
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Politisch wurden durch die Suez­
krise die französisdien Europa­
bestrebungen zweifellos gefördert. 
In breiten Kreisen erkannte man 
die engen Grenzen einer selbstän­
digen Aktionsfähigkeit und gab 
mehr gefühlsmäßig als verstandes­
mäßig denjenigen Recht, die sdion 
lange behaupten, nur ein geeintes 
Europa vermöge im W eltkonzert 
seiner Stimme noch einigermaßen 
Gehör zu verschaffen. Die Europa­
gegner wurden zwar nicht zu Eu­
ropafreunden, sie haben sich aber 
in eine Resignation geflüchtet, die 
für die weitere Entwicklung w e­
nigstens für die nächste' Zeit gün­
stig ist, so daß die Ratifizierung 
der in Brüssel vor der Fertig­
stellung stehenden Europaverträge 
unter normalen Voraussetzungen 
in den kommenden M onaten als 
gesichert angesehen werden darf.

Wirtschaftlich sollte die Suez­
krise zu keiner Belastung der fran­
zösischen Europapolitik werden. 
Vorläufig vereinzelte Stimmen w ei­
sen zwar darauf hin, daß sich der 
gemeinsame M arkt allein in einer 
Periode der Hochkonjunktur ver­
wirklichen lasse und jede Krisen­
erscheinung, ja  sogar jede Sta­
gnation dem Protektionismus neuen 
Auftrieb gebe. Dieses Argument 
findet nur geringes Echo, einerseits 
weil in Frankreich trotz allem ein 
starker W irtschaftsoptimismus 
überwiegt und niem and ernstlich 
an eine Krise denken will, ande­
rerseits aber auch im Hinblick auf 
die sehr lange Verwirklichungs­
frist des gemeinsamen M arktes, 
der nach Ansicht seiner Verteidi­
ger schließlich auch Krisenzeiten zu 
überwinden haben wird. Beachtlich 
ist die gerade in W irtschaftskrei­
sen während der letzten M onate 
sich immer stärker durchsetzende 
Überzeugung von der Unabding­

barkeit des europäischen W irt­
schaftszusammenschlusses, dessen 
Zweckmäßigkeit und Notwendig­
keit innerhalb cier französischen 
Industrie kaum noch zur Diskus­
sion steht. Soweit Bedenken ver­
bleiben, betreffen sie so gut wie 
ausschließlich die zu wählende 
Methode und die für Frankreich 
zu fordernden Sonderbestimmun­
gen w ährend der Übergangszeit. 
Selbst wenn die Suezkrise 1957 die 
französische Konjunktur abbrem­
sen sollte, würde sich hieraus kaum 
eine Störung der Europapolitik er­
geben, stets unter der V orausset­
zung, daß die Ratifizierung der 
Brüsseler V erträge vor Beginn des 
Sommers erfolgt, denn langfristige 
Voraussagen sind bei der bekann­
ten politischen Labilität Frank­
reichs nicht möglich.

An den entscheidenden Gege­
benheiten der französischen W irt­
schaftsstruktur änderte sich übri­
gens durch die vorübergehende 
Erdölverknappung wenig. Drei 
Probleme bleiben im Vordergrund; 
Expansion, Stabilität und Zahlungs­
bilanz. Die Expansion gehört zu 
den wichtigsten Voraussetzungen 
für die Gesundung der W irtschafts­
verhältnisse, denn allein ein dy­
namischer Produktionsapparat ver­
mag die erforderlichen M odernisie­
rungsanstrengungen zu unterneh­
men und die nicht m ehr leistungs­
fähigen Betriebe auszuschalten. 
Die ständige Steigerung des Um­
satzes ist ferner zur Beseitigung 
der kostspieligen Übersetzung des 
Verteilungsapparates und zur Her­
stellung erträglicher Preisverhält­
nisse erforderlich. Außerdem er­
w artet Frankreich in den kommen­
den Jahren  infolge seines starken 
Geburtenanstieges einen viel stär­
keren  Zugang an Jugendlichen, die 
organisch in den Produktionsprozeß

einzuordnen sind und die ohne 
eine dynamische W irtschaftspolitik 
vor einer sehr schwarzen Zukunft 
stehen. Schließlich ist die Expan­
sion der einzige Weg, um die 
Steuerlast bei den fast schicksal­
haft anwachsenden Staatsausgaben 
zu verringern.

Inflationsgefahr und Devisen­
krise laufen mit der Expansion 
parallel. Die französischen Exporte 
bleiben hinter den Einfuhrerfor­
dernissen der W irtschaft zurück. 
Eine ähnliche Erscheinung führte 
in der Bundesrepublik 1950 zu 
einer schweren Zahlungskrise. Nur 
verfügte damals Deutschland, in 
Anknüpfung an eine lange Tradi­
tion, über einen Exportelan, den 
sich Frankreich erst nodi mühevoll 
erw erben muß, was im Augenblick 
ausgezeichneter Binnenkonjunktur 
und regelmäßiger Vollbeschäfti­
gung nicht leicht ist. H ierin darf 
man noch viel stärker den Schlüs­
sel für die wirtschaftliche Zukunft 
des Landes erblicken als in der 
Eindämmung von Inflationstenden­
zen, die in ähnlicher A rt in ande­
ren Ländern zu beobachten sind 
und sich infolgedessen verhältnis­
mäßig leicht international kom­
pensieren lassen. Zur devisen­
mäßigen Finanzierung seiner wei­
teren  Expansion sollte Frankreich 
übrigens auf internationale Kre­
dite zurückgreifen. H inter diesen 
Erfordernissen, die durchaus natür­
lichen wirtsdiaftlichen Gegeben­
heiten entsprechen, tritt die Suez­
affäre deutlich als sehr vorüber­
gehende Episode zurück,

Frankreich befindet sich seit eini­
gen Jahren  auf dem W ege der 
strukturellen Gesundung, es kann 
und darf sich keinen Rückschlag 
leisten, wenn es nicht seine müh­
sam erworbene Stabilisierung er­
neut aufs Spiel setzen will. (fr.)

VEREINSBANK IN HAMBURG
Ä L T E S T E  H A M B U R G E R  G I R O B A N K

Z E N T R A L E :  H A M B U R G H ,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 4 1 0 1 5  
22 F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N GR O S S - H AM B Ü R G ,  C U X H A V E N  U N D  K I E L
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NIEDERLANDE : Prinzipielle Kompromisse als Friedensgarantie

J ) ie  internationale Stellung der 
N iederlande und die Arbeit ihrer 
V ertreter in den zahlreichen in ter­
nationalen Gremien wird durch die 
stark  gewandelte internationale 
Situation bestimmt. H undert Jahre 
haben die N iederlande den Neu­
tralism us zur Doktrin ihrer Außen­
politik gemacht. Als sich nach dem 
zweiten W eltkrieg zwei große 
W eltmächte herausgebildet hatten 
und die N iederlande von einem 
Kolonialreich zum dichtest bevölker­
ten und einem der kleinsten euro­
päischen Staaten geworden waren, 
hielten die aufeinander folgenden 
Regierungen es für erforderlich, 
diesen Neutralism us preiszugeben.

Der Angriff der Russen auf das 
ungarische Volk hat das Rechts- 
und Menschlichkeitsempfinden des 
niederländischen Volkes derart 
verletzt, daß das Volk spontan 
reagierte; W er den sowjetischen 
Angriff nicht restlos ablehnt, ist 
aus der Gesellschaft ausgeschlos­
sen; im Rotterdam er Stadtparla­
m ent w ird den kommunistischen 
A bgeordneten nicht mehr geant­
w ortet; die Hilfeleistungen des 
niederländischen Volkes an die 
ungarischen Flüchtlinge erreichen 
ein Ausmaß, das dem ihrer Hilfe 
für die eigenen Landsleute bei der 
großen W asserkatastrophe von 
1953 ähnlich ist.

Die Reaktion auf die Suezaffäre 
dagegen w ar überlegter und weit 
weniger gefühlsmäßig bestimmt. 
Selbstverständlich mußte die w irt­
schaftliche Seite der Suezkrise für 
die Schiffahrtsnation der Nieder­
lande von größter Bedeutung sein. 
In praktisch allgemeinem Einver­
nehmen sangen die niederländi­
schen V ertreter in  New York im 
britisch-französischen Chor mit. 
Ressentiments wie in Frankreich 
und auch in Großbritannien spiel­
ten dabei jedoch in den N iederlan­
den keine Rolle. Andererseits 
haben sich die Holländer in Er­
innerung an die im Krieg ent­
standenen W irtschaftsbindungen 
dem amerikanischen Standpunkt 
gegenüber aufgeschlossener ge­
zeigt als die Engländer und Fran­
zosen. Schließlich sind ja  England 
und Frankreich nicht nur dem 
amerikanischen Machtspruch ge­

wichen. Die ganze Aktion war in­
folge der inneren Schwäche der 
Kombination nicht so erfolgreich 
verlaufen, wie man gehofft hatte.

In den Niederlanden, die trad i­
tionell ein starker Vorkämpfer der 
internationalen Zusammenarbeit 
sind, sieht man die jüngsten Ge­
schehnisse in einem weiten. Rah­
men. Es ist die allgemeine Über­
zeugung des Volkes und der Re­
gierung, daß die internationalen 
Organisationen unentbehrlich für 
eine weitere internationale V er­
ständigung und der Grundpfeiler 
für eine bessere Zukunft sind, und 
man ist bereit, sie nach besten 
Kräften zu unterstützen. Auch 
maßgebliche Stimmen aus Kreisen 
der W irtschaft weisen darauf hin, 
daß Ungarn und Suez deutlich ge­
macht haben, daß die W elt sich 
nun einmal ständig fortentwickele, 
daß diese Fortentwicklung eine 
dynamische und zeitgemäße An­
schauungsweise erfordere und daß 
die dabei auftauchenden Probleme

nicht länger vereinzelt gelöst wer­
den können. Es m ag ein vielleicht 
befremdender, aber doch ein 
zwingender Gedanke sein, daß die 
Menschheit in eine Situation ge­
raten ist, in der nur noch prin­
zipielle Kompromisse einen Aus­
weg bieten können. Das bedeutet, 
daß die Lösung von Problemen — 
auf internationalem  wie auf natio­
nalem N iveau — tatsächlich nur 
dann möglich ist, wenn die grund­
sätzliche. Bereitschaft vorhanden 
ist, sich gemeinsam zu beraten, 
entgegengesetzte Standpunkte ein­
ander anzunähern, gemeinsam nach 
einem Vergleich zu suchen. Un­
garn und Suez haben der W elt ge­
zeigt, daß das N ichtvorhandensein 
einer solchen Gesinnung heute 
oder morgen zu einer neuen K ata­
strophe führen kann. Das nieder­
ländische Volk, und insbesondere 
die Wirtschaft, sind der unumstöß­
lichen Überzeugung, daß Politik 
und W irtschaft von morgen ge­
meinsame Beratungen und eine 
enge Zusam menarbeit zur Lösung 
der Probleme erfordern. (-e-)

ITALIEN: Innerpolitische Konsequenzen

J ) ie  Auswirkungen der politischen 
Ereignisse in Ungarn und Ägypten 
haben in  Italien völlig verschie­
denartige Reaktionen ausgelöst: 
W ährend die Vorfälle am Suez in 
erster Linie wirtschaftlich beurteilt 
wurden, hat die Erhebung der Un­
garn ausschließlich eine politische 
W irkung gehabt, deren Bedeutung 
für die Entwicklung der linksex­
trem en Parteien nicht unterschätzt 
werden darf. Sie wird noch man­
ches Nachspiel nach sich ziehen.

Entgegen allen Erwartungen 
w urde Italien von den wirtschaft­
lichen Störungen, die sich v ieler­
orts in Europa im Gefolge der 
Suezaffäre zeigten, verhältnis­
mäßig wenig in Mitleidenschaft ge­
zogen, obwohl die Lage zunächst 
in Anbetracht des beträchtlichen 
H andelsverkehrs mit dem Osten 
und der verkehrspolitischen Lage 
Italiens im Suezverkehr recht be­
denklich aussah.

Da Italien für etwa 30®/# seines 
Energiebedarfs auf das Erdöl an­
gewiesen ist, hat im ersten Augen­
blick die Erdölversorgung zu den

schlimmsten Befürchtungen Anlaß 
gegeben. Trotzdem w ar die so 
plötzlich entstandene Situation für 
Italien nicht so kritisch w ie für 
Frankreich und England, da die im 
M ittelmeerhafen Sidon m ündende 
Transarabian-Pipeline w eiter fließt 
und von italienischen Transportern 
angezapft werden darf. Da inzwi­
schen Lieferabkommen m it den 
USA und der Sowjetunion abge­
schlossen worden sind, scheint das 
Versorgungsproblem bis auf w ei­
teres gelöst zu sein. Daß diese 
Erdölimporte zu höheren Preisen 
und zum Teil in H artw ährung be­
zahlt werden müssen, was an den 
mühsam angesammelten Gold- und 
Dollarreserven zehrt, ist schmerz­
lich, aber nicht zu vermeiden. Pro­
visorisch hat m an auch die V er­
teilung der M ehrkosten auf dem 
Inlandsm arkt gelöst: rd 50 “/oi w er­
den auf die Benzinverbraucher ab­
gewälzt, während die restlichen 
50"/» vom Staat getragen werden, 
so daß die als Heizöle und Brenn­
stoffe verw endeten Schweröle 
keine Preissteigerung erfahren.
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Daß die sich, aus der Erdölver­
sorgung abzeichnenden Schwierig­
keiten so rasch behoben werden 
konnten, ist auch der Elastizität 
der italienischen Industrie zu ver­
danken, die zum großen Teil aus 
Mittelbetrieben besteht. Das zeit­
weilige Ausbleiben eines so 
lebenswichtigen Rohstoffes wie 
Erdöl konnte das W irtschaftsge­
füge zwar vorübergehend stören, 
aber nicht lähmen.

Da allerseits Ruhe bew ahrt 
wurde, haben weder die Kapital­
flucht noch die Erhöhung der 
Wechselkurse noch das Steigen des 
Goldpreises und der Inlandspreise 
ein Ausmaß angenommen, das wie 
seinerzeit bei der Koreakrise An­
laß zu Befürchtungen hätte geben 
können. Die Statistiken zeigen 
zwar ein Ansteigen der Lebens­
haltungskosten und der Großhan­
delspreise, das über die kürzliche 
Erhöhung . der Frachtraten und 
Versicherungsprämien hinausgeht. 
Diese überproportionale Steigerung 
ist aber wohl eher auf die Infla­
tionstendenzen, die sich schon seit 
langem bem erkbar machen, als auf 
eine weltwirtschaftliche Panik zu- 
rücfczuführen. Die Nachfrage ist in 
einem normalen V erhältnis zum 
Angebot geblieben, und auch für 
1957 sind keine Gleichgewichts­
störungen zu erwarten.

Was den Außenhandel betrifft, 
so ist allerdings zu befürchten, daß 
die Nachwirkungen der Krise nicht 
auf die Zeit der Unterbrechung des 
Suezverkehrs beschränkt bleiben, 
sondern die Ausfuhren nachhaltig 
hemmen werden. Die Erhöhung 
der Frachtraten und Versicherungs­
prämien hat nämlich automatisch 
zu einer V erteuerung der Erzeug­

nisse geführt,! die bei den Exporten 
teilweise auf den Käufer abge­
wälzt werden mußte. Diese Lage 
hat es der amerikanischen und der 
asiatischen Konkurrenz ermöglicht, 
bei manchen Geschäften die italie­
nischen Firmen aus dem Felde zu 
schlagen. Von diesen Nachwirkun­
gen dürften aut die Dauer beson­
ders die chemische Industrie, fer­
ner die M aschinenindustrie und die 
Textilindustrie betroffen werden. 
Das für 1956 auf 600 Mill. Lire 
veranschlagte Defizit der Handels­
bilanz w ird also w eiterhin anstei- 
gen, während die Einkünfte aus 
dem Frem denverkehr und aus den 
Auswanderer-Rimessen beim An­
halten der bedrohlichen politischen 
Lage entsprechend abnehmen w er­
den. Die Auswirkungen auf den 
Hafenverkehr in Genua, Neapel 
und besonders Triest sind nur zu 
offensichtlich, obwohl ein großer 
Teil der Linienschiffe auch heute 
noch in diesen Häfen anlegt, was 
wohl darauf zurückzuführen ist, 
daß man in absehbarer Zeit mit 
einer W iedereröffnung des Kaiials 
rechnet. Es hat sich allerdings zeit­
weise ein fühlbarer Schiffsraum­
mangel gezeigt, der die Ausfuhr 
ebenfalls behindert hat.

Jedenfalls kann m an damit rech­
nen, daß ein großer Teil der 
Schwierigkeiten, die die italie­
nische W irtschaft unm ittelbar be­
troffen haben, mit der W iederer­
öffnung des Suezkanals behoben 
sein wird. Anders ist es mit den 
Problemen, die auf die gespannte 
internationale Lage zurückzuführen 
sind und die nur durch eine all­
gemeine politische Entspannung 
aus der W elt geschafft werden 
können.

Die politische Seite der Ereig­
nisse im Nahen Osten wurde von 
den Vorfällen in Ungarn, die
den Italienern geographisch und 
menschlich näher liegen, über­
schattet. W ährend alle nicht links­
extrem en Kreise die russische In­
tervention unbedingt verurteilt 
haben, w urde von der Kommuni­
stischen Partei zunächst eisiges
Schweigen bewahrt. Die ihr nahe 
stehende Gewerkschaft CGIL hat 
es dann als erste gewagt, sich auf 
die Seite der ungarischen A rbeiter 
zu stellen. Der kürzlich abgehal­
tene Kongreß der Kommunistischen 
Partei hat gezeigt, daß die Kritik 
am russischen Vorgehen auch in 
den eigenen Reihen laut wird. Das 
w ird bestätigt durch den Aus­
schluß von Senator Reale, der bis­
her eine bedeutende Rolle in der 
Partei gespielt hatte, sowie durch 
den A ustritt m ehrerer der kom­
munistischen „Intelligentsia" ange­
hörender Mitglieder. Es dürfte 
allerdings fraglich sein, ob diese 
Spannungen den „Partito Comu­
nista Italiano" zu einem neuen
Kurs bestimmen werden, da Tog- 
liattis Sowjettreue außer Zweifel 
steht. Hingegen hat Nenni, der 
Führer des mit der Kommunisti­
schen Partei in der Volksfront 
verbundenen „Partito Socialista 
Italiano", die Gelegenheit benutzt, 
die ihm seinerzeit als Stalinpreis 
geschenkten Gelder dem Roten 
Kreuz zugunsten der ungarischen 
Flüchtlinge zu übergeben. Es liegt 
nicht außerhalb der Möglichkeiten, 
daß er den Zeitpunkt für gekom­
men hält, die schon lange von ihm 
gewünschte Trennung der beiden 
Parteien zu verwirklichen und ein 
Bündnis m it der Sozialdemokrati-

'Öettzaaenssacke
ist die Beratung in Geldangelegenheiten. Der Bankfadimann gibt Auskunft, wie 
man Geld, das man nidit für den täglichen Bedarf braucht, vorteilhaft anlegt
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sdien Partei Saragats einzugehen. 
Für 1957 lassen sich also bedeu­
tende Verschiebungen auf der in­
nenpolitischen Ebene voraussehen.

Die Vorfälle der letzten Monate 
haben w ieder einmal recht deut­
lich gezeigt, wie anfällig das heu­
tige W esteuropa auf wirtschaft­

lichem und politischem Gebiet ist. 
Es w äre falsch, diese Tatsache zu 
verschweigen. Es muß aber auch 
herausgestellt werden, daß die ita ­
lienischen Regierungen seit 1945 
alles unternommen haben, um eine 
europäische Einheit m it allen Mit­
teln zu fördern. (G. F.)

ÖSTERREICH: Aktive Hilfe fär Ungarn

E s  bedarf wohl keiner Erklärung, 
daß die Katastrophe in Ungarn 
unter den politischen Ereignissen 
der letzten M onate für uns an 
erster Stelle steht. Uns stockte der 
Herzschlag, als am 4. November 
1956 morgens 8.15 Uhr der unga­
rische Sender unverm ittelt seine 
Sendungen abbrach und kurz dar­
auf völlig verstummte. Und dann 
kam en schon die Flüchtlinge, deren 
Zahl inzwischen auf 150 000 
angewachsen sein mag. Es ist 
eine bittere Ironie, daß sie in dem 
Österreich Schutz fanden, dessen 
Kaiser vor 110 Jahren  die Russen 
zur Niederschlagung der ungari­
schen Revolution ins Land rief. 
Vettern, Cousinen und Bekannte 
und w er sonst unsere A dresse er­
fahren hat, haben uns aufgesucht 
und uns ih re Not geklagt.

Das Unglück des ungarischen 
Volkes bewegt uns Österreicher 
nicht nur deswegen so sehr, weil 
es unser Nachbarvolk ist und weil 
ein Brand vor unseren Grenzen 
nur allzu leicht auf Österreich 
übergreifen kann, sondern weil es 
uns die Schicksalsgemeinschaft 
w ieder lebendig werden ließ, die 
nun einmal zwischen Österreich 
und den Völkern im Südosten be­
steht. W eitblickende M änner er­
kannten schon im vorigen Jahrhun­
dert, daß das Ende der Donaumon­
archie zur Vorherrschaft der Rus­
sen im Donauraum führen mußte, 
und die Zerschlagung Deutsch­

lands hat den letzten Schutz nie­
dergerissen. W ir wissen aus der 
Geschichte, daß Ungarn sich im­
m er aus der Fremdherrschaft er­
hoben hat, w ir wissen aber auch, 
daß eine Neuordnung im Südosten 
eng m it der Bereinigung der 
Deutschlandfrage verbunden ist.

W enn die Arbeiter, die Schoß­
kinder einer Volksdemokratie, und 
die von ihr gehätschelte und ge­
siebte Hochschuljugend zu den 
Bannerträgern des Aufstandes ge­
gen das Regime geworden sind, 
so ist es klar, daß keine Reaktion, 
sondern eine echte Revolution vor 
sich gegangen ist. Die Umwälzung 
der letzten Jahrzehnte, die ge­
waltsam e Industrialisierung, die 
Dezimierung der früher staatstra­
genden Schichten kann nicht m ehr 
rückgängig gemacht werden. Mag 
die sowjetische Herrschaft mit Ge­
w alt aufrechterhalten werden, das 
stalinistische System wird sich 
nicht w ieder aufrichten lassen. Aus 
den Parallelen, die sich früher in 
Jugoslawien, kürzlich in Polen ab­
zeichneten, wird m an den Schluß 
ziehen können, daß das Vorfeld der 
Sowjetunion politisch neue Züge 
annehmen wird, nachdem es sich 
wirtschaftlich schon w eitgehend 
gewandelt hat.

Es w äre aber falsch, dem für die 
ungarische Nation so.- ruhmreichen 
Aufstand ein zu großes politisches 
Gewicht in der Richtung einer Auf­
lösung des Ostblocks beizulegen.

Angesehenes Londoner Exporthaus sucht
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Er mag der großen Politik neue 
Perspektiven verliehen haben, 
aber schließlich m ußte er daran 
scheitern, daß die W eltpolitik für 
ihn noch nicht reif war. Vielleicht 
kommt dem wirtschaftlichen Kon­
tak t bei der Umformung des so­
wjetischen Vorfeldes eine größere 
Bedeutung zu, die sich auch poli­
tisch auswirken kann. So hat man 
natürlich auch in  W ien Spekula­
tionen darüber angestellt, wie man 
die ohnehin starke Stellung 
Österreichs im O sthandel noch 
ausbauen kann. Erfordert nicht der 
Aufbau Ungarns Lieferungen, die 
nur aus dem W esten kommen kön­
nen? V erstand es nicht Tito im­
m er wieder, die Lücken seiner 
Handelsbilanz mit neuen Krediten 
zu schließen, so daß er zu einem 
gesuchten H andelspartner wurde? 
Auch der noch starke W esthandel 
Polens w ird noch einen Auf­
schwung erfahren. W ird nicht 
selbst in der Sowjetunion von 
einem gesteigerten Konsumgüter­
bedarf gesprochen! Das sind Er­
wägungen, die heute kühn sein 
mögen, denen m an aber reale 
Chancen nicht absprechen kann.

Das neutra le Österreich mußte 
in den Tagen der Ungarnkrise er­
kennen, auf welch schwachen 
Füßen seine allseits anerkannte 
N eutralität in W irklichkeit steht. 
Selbst bei noch größeren A usga­
ben für das Bundesheer hätte  es 
über keinen wirksamen Schutz ver­
fügt. Der österreichische Rundfunk­
hörer, der die verzweifelten 
Appelle der, Aufständischen an die 
UNO und an die westliche Soli­
darität hörte, hat sich wohl nicht 
immer k lar gemacht, daß wohl nur 
durch die Ablehnung einer Inter-^^^^ 
vention der Frieden erhalten  ge- y 
blieben ist.

Österreich hat in der Ungarn­
hilfe ein Höchstmaß an  A ktiv ität 
entwidcelt, ohne sich in seinem 
militärisch neutralen Status etwas 
zu vergeben. Es ha t ernste 
Vorstellungen an die M oskauer 
Adresse und Resolutionen an die 
UNO gerichtet. A ber vor allem 
hat es den Flüchtlingen m ateriell 
geholfen, wo es nur konnte. Im 
Lichte dieses N eutralitätsbegriffs, 
an dessen K larstellung m an in 
W ien entschlossen arbeitet, ist 
auch unsere Einstellung zu einer 
europäischen Integration zu sehen.
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Der Suezkonflikt hat Österreich 
nur am Rande gestreift. Man hofft, 
daß gerade dieser Konflikt Europa 
zur Besinnung auf die Aufgaben 
führt, die dem Kontinent gestellt 
sind, nämlich seine politische und 
wirtschaftliche Integration, üb er 
die europäische Integration ist in 
den vergangenen Jahren  so viel 
gesprochen worden, daß an  ihre 
Verwirklichung schon niemand 
mehr glaubte, übereinstim m ende 
Berichte der österreichischen Beob­
achter bei internationalen Konfe­
renzen deuten aber auf einen 
Stimmungsumschwung hin. Auch 
in Österreich beschäftigt man sich 
wieder eingehend mit diesen Fra­
gen. Die wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten unseres Landes liegen in 
der Enge seines M arktes. Der Ab­
bau einer gewissen protektionisti­
schen Autarkiepolitik, wie sie sich 
in den letzten Jahren  entwickelt 
hat, wird aber manche Opfer erfor­
dern. So wird auch Österreich auf 
die Einräumung von Zugeständ­
nissen für die Übergangszeit an­
gewiesen sein.

W enn man noch vor einem Jahr 
daran gezweifelt haben mag, ob 
der N eutralitätsstatus Österreich 
von einer Zusammenarbeit m it dem 
Westen abziehen werde, so hat 
die ungarische Revolution alle 
Zweifel beseitigt. Gerade die 
starke Solidarität Österreichs mit 
den Völkern des Donauraums hat 
zu der Erkenntnis geführt, daß 
diese Solidarität m it der Rücken­
deckung durch den W esten be­
wiesen werden kann. (ly)

Große Konzeptionen und ihre reale Bedeutung

W enn wir am Jahresende den Rückblick nicht erhebend fanden, so 
ist die Vorausschau am Jahresanfang nicht viel ermutigender. Es 

ist inzwischen allerhand geschehen, aber der gehetzte Mensch findet es 
nicht so beruhigend. W enn die akute Katastrophe behoben zu sein 
scheint, so w ar der Preis auch nicht niedrig.

Am gewichtigsten im Rahmen der neuen weltpolitischen Konzeptionen 
ist die Eisenhower-Doktrin. Aber was steht dahinter? Zunächst ein 
erhobener Zeigefinger, wie bei so vielen weltpolitischen Resolutionen 
der USA. A ber hinter dem Zeigefinger stehen Atombomben, und das ist 
für uns wenig beruhigend. Mögen die Ermächtigungen des Präsidenten 
noch so vorsichtig gehalten sein, w ir wissen aus Erfahrung, mit welcher 
katastrophalen Automatik sich ein Prestigeverlust in solchen Garantien 
auswirken kann. Aber was hätte man sonst tun können, nachdem das 
für Ägypten lebensnotwendige Assuan-Projekt zu teuer schien und nach­
dem die europäische Nahostpolitik so kläglich scheiterte. Europa hätte der 
wirtschaftlich und politisch prädestinierte Partner der arabischen Länder­
gemeinschaft sein können, wenn nicht die M ißdeutung dieser europäi­
schen Aufgabe das V ertrauen in eine konstruktive Europapolitik er­
schüttert hätte. Das europäische Desaster im Nahen Osten war der eine 
Preis für die Vermeidung der Katastrophe. So mußte dieses Vakuum — 
sicher nicht zu Nehrus Zufriedenheit — mit einer amerikanischen Dekla­
ration ausgefüllt werden.

Aber auch die Europapolitik hat einen schweren Schlag erhalten. Der 
Regierungswechsel in London drückt eher ein Bedauern des Fehlschlags 
im Nahen Osten aus, als daß er für eine Hinwendung zum Kontinent 
überzeugend sein könnte. W enn wirtschaftliche und politische Kreise 
in Frankreich und in England heute einer Europapdlitik geneigter gegen­
überstehen, so ist das eher das Ergebnis eines Katzenjammers als einer 
ehrlichen Überzeugung. Und das macht für uns, die wir gutwillig auf 
die W iedergeburt des europäischen Gedankens gehofft hatten, die neue 
Konstellation doppelt peinlich, denn wir wissen, daß eine freundliche 
Nah- und M ittelostpolitik eine echte europäische Aufgabe ist.

Auch die Agonie in Ungarn ist ein Preis, den wir für die Vermeidung 
der Katastrophe zahlen. W ir können nur hoffen, daß diese Saat später 
reift. Heute ist der Todeskampf Ungarns weder ein Ruhmesblatt für die 
Sowjets noch für uns.

Die Eisenhower-Doktrin hätte  ebenso gut w ie den N ahen und M itt­
leren Osten auch Europa decken können. So b le ib t das Arrangement 
mit dem Osten w ieder uns überlassen. Die Idee der „verdünnten Zone" 
mag ein konstruktiver Beitrag zu diesem Arrangem ent sein. N ur dürfte 
die amerikanische Auslegung dieser regionalen Abgrenzung, die auch 
Gebiete Polens und der Tschechoslowakei umfaßt, ohne die Rechnung 
des W irtes gemacht sein. Die schweren Erschütterungen, die die Sowjet­
union gegenwärtig in  ihrem Machtgefüge erlebt, dürften sie zur An­
nahme eines solchen Projekts nicht bereitw illig stimmen. In kleinerem 
Rahmen dürfte aber diese Konzeption eine realpolitische Bedeutung 
erlangen, die vielleicht auch durch den Ausbau der deutsch-sowjetischen 
Handelsbeziehungen unterm auert werden könnte.

Dr. L udw ig D ischler, H am burg

Europäische Befriedung: Rüdckehr des Saargebiets
Ein dokumentarischer Überblick

Im Rahmen des V ersailler Friedensvertrages (Art. 
45-50) kam es bereits nach dem ersten W eltkrieg 

zur Bildung des Saargebietes oder, wie die offizielle 
Bezeichnung damals lautete, des „Saarbeckengebietes" 
(„Bassin de la Sarre"). Dieses W irtschaftsgebiet 
setzte sich aus Teilen der preußischen Rheinprovinz 
und der bayrischen Pfalz zusammen und w urde auf die 
Dauer von 15 Jahren dem Völkerbund als Treuhänder 
unterstellt. Das Eigentum an  den Kohlengruben und 
das Recht auf alleinige Ausbeute gingen an Frankreich 
über. Es handelt sich beim Saargebiet um ein Terri­
torium, dessen Herauslösung aus dem Deutschen Reich 
weder historisch noch ethnisch gerechtfertigt war. 
Historisch haben wohl einige kleinere Teile des Saar­
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gebietes vorübergehend unter französischer H err­
schaft gestanden, die Bevölkerung ist jedoch immer 
deutsch gewesen und hat deutsch empfunden, w ie 
die Volksabstimmungen 1935 und 1955 bewiesen haben.

F ranzösische Ansprüche

Der Grund für die Herauslösung dieses W irtschafts­
gebietes aus dem Deutschen Reich w ar sowohl nach 
dem ersten W eltkrieg als auch nach dem zweiten 
W eltkrieg der gleiche: Die wirtschaftspolitische Stär­
kung des verhältnism äßig kohlenarm en Frankreichs 
und somit die H erstellung eines gewissen Gleich­
gewichtes zu seinem deutschen Nachbarn. Zum Bei­
spiel beträgt im Rahmen der Europäischen Gemein-
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